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§ 1 Mitgliedschaft im Aufsichtsrat 

 

(1) Ein Aufsichtsratsmitglied, das außerdem dem Vorstand einer börsennotierten Gesell-

schaft angehört, soll insgesamt nicht mehr als drei Aufsichtsratsmandate in konzernex-

ternen börsennotierten Gesellschaften oder in Aufsichtsgremien mit vergleichbaren An-

forderungen wahrnehmen. 

 

(2) Dem Aufsichtsrat sollen nicht mehr als zwei ehemalige Geschäftsführer (persönlich haf-

tende Gesellschafter oder Mitglieder der Geschäftsführung der Hella Geschäftsfüh-

rungsgesellschaft mbH) angehören. 

 

(3) In ihrer Gesamtheit müssen die Mitglieder des Aufsichtsrats mit dem Sektor, in dem die 

Gesellschaft tätig ist, vertraut sein. 

 

(4) In den Aufsichtsrat soll nur gewählt werden, wer im Zeitpunkt der Wahl das 

75. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

 

(5) Die vorstehenden Regeln sind bei Vorschlägen zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 

zu berücksichtigen. 

 

 

§ 2 Rechte und Pflichten der Aufsichtsratsmitglieder 

 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben die gleichen Rechte und Pflichten. Sie sind an 

Aufträge und Weisungen nicht gebunden. 

 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben – auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt – 

über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und 

Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt werden, 

Stillschweigen zu bewahren. Dies gilt insbesondere für vertrauliche Berichte und ver-

trauliche Beratungen. Will ein Mitglied des Aufsichtsrats Informationen an Dritte wei-

tergeben, von denen nicht mit Sicherheit auszuschließen ist, dass sie vertraulich sind 

oder Geheimnisse der Gesellschaft betreffen, so ist es verpflichtet, den Vorsitzenden des 

Aufsichtsrats vorher zu unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

Jedes Aufsichtsratsmitglied stellt sicher, dass von ihm eingeschaltete Mitarbeiter die 

Verschwiegenheitspflicht in gleicher Weise einhalten. 

 

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist in diesem Amt ausschließlich dem Unternehmensin-

teresse verpflichtet. Es darf bei seinen Entscheidungen weder persönliche Interessen 

verfolgen noch Geschäftschancen, die dem Unternehmen zustehen, für sich nutzen. In-

teressenkonflikte, insbesondere solche, die auf Grund einer Beratung oder Organfunkti-

on bei Kunden, Lieferanten, Kreditgebern oder sonstigen Dritten entstehen können, hat 
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das Aufsichtsratsmitglied durch Mitteilung an den Aufsichtsratsvorsitzenden offenzule-

gen. 

 

 

§ 3 Vorsitzender und Stellvertreter 

 

(1) Der Aufsichtsrat wählt im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichts-

ratsmitglieder der Kommanditaktionäre gewählt worden sind, in einer ohne besondere 

Einberufung stattfindenden Sitzung aus seiner Mitte den Vorsitzenden und den Stellver-

treter. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des Stellvertreters entspricht, soweit bei der 

Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer Amtszeit als Mitglieder des Auf-

sichtsrats. 

 

(2) Wenn der Vorsitzende oder der Stellvertreter vorzeitig aus diesem Amt ausscheidet, hat 

der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl vorzunehmen. 

 

(3) Der Stellvertreter nimmt im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden dessen Aufgaben 

im Aufsichtsrat wahr. Bei der Beschlussfassung des Aufsichtsrats steht ihm jedoch die 

zweite Stimme des Vorsitzenden nicht zu. 

 

 

§ 4 Sitzungen 

 

(1) Der Aufsichtsrat muss zwei Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten. 

 

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden mit einer Frist von 14 

Tagen schriftlich einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absen-

dung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen 

kann der Vorsitzende die Frist abkürzen und mündlich, fernmündlich oder in Textform 

einberufen. 

 

(3) Mit der Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen. Ergänzungen 

der Tagesordnung müssen, falls nicht ein dringender Fall eine spätere Mitteilung recht-

fertigt, mit einer Frist von sieben Tagen vor der Sitzung mitgeteilt werden; Absatz 2 

Satz 2 gilt entsprechend. Beschlussvorschläge zu Gegenständen der Tagesordnung sol-

len so rechtzeitig vor der Sitzung mitgeteilt werden, dass eine schriftliche Stimmabgabe 

durch abwesende Mitglieder des Aufsichtsrats möglich ist. 

 

(4) Der Vorsitzende kann eine einberufene Sitzung nach pflichtgemäßem Ermessen aufhe-

ben oder verlegen. 

 

(5) Der Vorsitzende leitet die Sitzungen. Er bestellt den Protokollführer und entscheidet 

über die Zuziehung von Sachverständigen und Auskunftspersonen zur Beratung über 

einzelne Gegenstände der Tagesordnung. 



4 

 

 

 

(6) Die Geschäftsführer (persönlich haftender Gesellschafter und Geschäftsführer der Hella 

Geschäftsführungsgesellschaft mbH) nehmen an den Sitzungen teil, soweit der Vorsit-

zende nichts anderes bestimmt. Über die Teilnahme an Sitzungen eines Ausschusses 

entscheidet der Vorsitzende des Ausschusses.  

 

 

§ 5 Beschlussfassung 

 

(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Mitglieder, die 

durch Telefon- oder Videokonferenz zugeschaltet sind, gelten als anwesend. Abwesen-

de Aufsichtsratsmitglieder können an der Beschlussfassung in einer Sitzung teilnehmen, 

indem sie eine schriftliche oder in Textform übermittelte Stimmabgabe durch ein ande-

res Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. Die nachträgliche Stimmabgabe eines ab-

wesenden Mitglieds ist möglich, wenn sie von allen anwesenden Mitgliedern zugelassen 

wurde.  

 

(2) Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung 

verhandelt werden, sowie die Art und Reihenfolge der Abstimmungen. Er kann die Be-

ratung und Beschlussfassung über einzelne oder sämtliche Gegenstände der Tagesord-

nung auf höchstens vier Wochen vertagen, wenn an der Beschlussfassung nicht die glei-

che Zahl von Mitgliedern der Kommanditaktionäre und der Arbeitnehmer teilnehmen 

würde oder sonst ein erheblicher Grund für die Vertagung vorliegt. Zu einer erneuten 

Vertagung ist der Vorsitzende nicht befugt. 

 

(3) Zu Gegenständen der Tagesordnung, die nicht rechtzeitig mitgeteilt worden sind, kann 

nur beschlossen werden, wenn kein Mitglied dem Verfahren widerspricht. Abwesenden 

Mitgliedern ist in einem solchen Fall innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten an-

gemessenen Frist Gelegenheit zu geben, der Beschlussfassung zu widersprechen; der 

Beschluss wird erst wirksam, wenn kein abwesendes Mitglied innerhalb der Frist wider-

sprochen hat. 

 

(4) Eine Beschlussfassung des Aufsichtsrats kann auf Anordnung des Vorsitzenden auch in 

einer Telefon- oder Videokonferenz oder außerhalb einer Sitzung durch schriftliche, 

fernmündliche oder in Textform übermittelte Stimmabgaben erfolgen. Ein Recht zum 

Widerspruch gegen die vom Vorsitzenden angeordnete Form der Beschlussfassung be-

steht nicht. 

 

(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen 

sind und mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, 

an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfas-

sung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme enthält.  
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(6) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit 

nicht gesetzlich etwas anderes vorgeschrieben ist. Ergibt eine Abstimmung Stimmen-

gleichheit, so hat bei einer erneuten Abstimmung über denselben Gegenstand, wenn 

auch sie Stimmengleichheit ergibt, der Vorsitzende zwei Stimmen. Auch die zweite 

Stimme kann gemäß Absatz 1 Satz 3 schriftlich oder in Textform übermittelt abgegeben 

werden. 

 

(7) Der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung der 

Beschlüsse des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse erforderlichen Erklärungen abzu-

geben. 

 

 

§ 6 Niederschriften 

 

(1) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift zu fer-

tigen, die von dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu unterzeichnen ist. Ebenso sind 

schriftlich, fernmündlich oder in Textform oder in einer Telefon- oder Videokonferenz 

gefasste Beschlüsse nachträglich in einer vom Vorsitzenden zu unterzeichnenden Nie-

derschrift festzuhalten. Die Niederschrift ist jedem Mitglied des Aufsichtsrates in Ab-

schrift zu übersenden. 

 

(2) Die Niederschrift gilt als genehmigt, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats, das an der 

Beschlussfassung teilgenommen hat, innerhalb eines Monats seit Absendung schriftlich 

beim Vorsitzenden widersprochen hat. 

 

(3) Die vom Aufsichtsrat gefassten Beschlüsse können in der Sitzung im Wortlaut protokol-

liert und sogleich vom Vorsitzenden als Teil der Niederschrift unterzeichnet werden. 

Soweit Beschlüsse in der Sitzung in dieser Form gesondert protokolliert werden, ist ein 

Widerspruch nur in der Sitzung möglich. 
 

 

§ 7 Nominierungsausschuss 

 

 Der Aufsichtsrat hat einen Nominierungsausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden 

des Aufsichtsrats und einem weiteren, vom Aufsichtsrat gewählten Aufsichtsratsmit-

glied der Kommanditaktionäre. Er bereitet die Vorschläge des Aufsichtsrats an die 

Hauptversammlung zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern vor. 

 

 

§ 8 Prüfungsausschuss 

 

(1) Der Aufsichtsrat hat außerdem einen Prüfungsausschuss, dem vier vom Aufsichtsrat 

gewählte Aufsichtsratsmitglieder angehören, darunter zwei Mitglieder der Kommandit-

aktionäre und zwei Mitglieder der Arbeitnehmer. Der Vorsitzende des Prüfungsaus-

schusses soll über besondere Kenntnisse und Erfahrungen in der Anwendung von Rech-

nungslegungsgrundsätzen und internen Kontrollverfahren verfügen. Er soll unabhängig 
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sein und kein ehemaliger Geschäftsführer (persönlich haftender Gesellschafter oder Ge-

schäftsführer der Hella Geschäftsführungsgesellschaft mbH), dessen Bestellung zum 

Geschäftsführer vor weniger als zwei Jahren endete. § 1 Abs. 3 gilt entsprechend für 

den Prüfungsausschuss. 

 

(2)  Der Prüfungsausschuss befasst sich mit der Überwachung des Rechnungslegungspro-

zesses, der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems, des Risikomanagementsystems 

und des internen Revisionssystems, der Compliance sowie der Abschlussprüfung, hier 

insbesondere der Auswahl und der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers und der vom 

Abschlussprüfer zusätzlich erbrachten Leistungen. Er kann Empfehlungen oder Vor-

schläge zur Gewährleistung der Integrität des Rechnungslegungsprozesses unterbreiten. 

Der Prüfungsausschuss kann zur Wahrnehmung seiner Aufgaben die dem Aufsichtsrat 

nach § 111 Abs. 2 AktG zustehenden besonderen Einsichts- und Prüfungsrechte wahr-

nehmen.  

 

(3) Der Prüfungsausschuss gibt eine Empfehlung an den Aufsichtsrat für dessen Vorschlag 

an die Hauptversammlung zur Wahl des Abschlussprüfers, die in den Fällen der Aus-

schreibung des Prüfungsmandats begründet sein muss und mindestens zwei Kandidaten 

sowie eine Präferenzangabe umfasst. Er validiert den Bericht der Geschäftsführung über 

die Schlussfolgerungen des Auswahlverfahrens. Er beschließt an Stelle des Aufsichts-

rats über die Vereinbarungen mit dem Abschlussprüfer (insbesondere den Prüfungsauf-

trag, die Festlegung von Prüfungsschwerpunkten und die Honorarvereinbarung). Er 

trifft geeignete Maßnahmen, um die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers festzustellen 

und zu überwachen. 

 

(4) Dem Prüfungsausschuss obliegt die Zustimmung zur Vergabe von nicht verbotenen 

Nichtprüfungsleistungen an den Abschlussprüfer nach Maßgabe von § 319a 

Abs. 3 HGB und der Art. 5 Verordnung (EU) 537/2014 (Abschlussprüferverordnung). 

Er kann Richtlinien in Bezug auf nach § 319a Abs. 3 HGB nicht verbotene Steuerbera-

tungsleistungen beschließen, in deren Rahmen die Vergabe von solchen Leistungen kei-

ner Einzelgenehmigung bedarf. 

 

(5) Der Prüfungsausschuss bereitet die Entscheidungen des Aufsichtsrats über die Billigung 

des Jahresabschlusses und des Konzernabschlusses vor. Zu diesem Zweck obliegt ihm 

eine Vorprüfung des Jahresabschlusses, des Konzernabschlusses, der Lageberichte und 

des Vorschlags für die Gewinnverwendung. An diesen Verhandlungen des Prüfungs-

ausschusses nimmt der Abschlussprüfer teil. Er berichtet über die wesentlichen Ergeb-

nisse seiner Prüfung, insbesondere wesentliche Schwächen des internen Kontroll- und 

des Risikomanagementsystems bezogen auf den Rechnungslegungsprozess. Der Prü-

fungsausschuss nimmt den gemäß Art. 11 der Abschlussprüferverordnung vorgeschrie-

benen zusätzlichen Bericht des Abschlussprüfers an den Prüfungsausschuss entgegen 

und erörtert diesen. Auf Verlangen des Abschlussprüfers oder des Prüfungsausschusses 

berät der Abschlussprüfer mit dem Prüfungsausschuss oder dem Aufsichtsrat über die 

im zusätzlichen Bericht an den Prüfungsausschuss genannten wichtigsten sich aus der 

Abschlussprüfung ergebenden Sachverhalte. 


